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01 Zuschuss zum Treppenlift aus der Pflegeversicherung 

In einer Beilage der FAZ vom 18. März 2011 macht ein Treppenlift-Unternehmen 

darauf aufmerksam, dass Senioren, die sich einen Treppenlift nicht leisten, häufig 

aus versicherungstechnischen Gründen darauf verzichten, obwohl sie aufgrund von 

Gehbehinderungen ihre Situation mit dem Hilfsmittel erheblich verbessern könnten. 

Sie gehen davon aus, dass die Krankenkassen eine solche Hilfe nicht bezuschussen 

und sich so vermeintlich nur wohlhabende Ruheständler die Installation leisten könn-

ten.  

Oftmals müssen die Rentner dann in ein Pflegeheim, weil sie nicht Haus oder Woh-

nung umbauen können und niemanden für die Pflege haben. Es ist jedoch möglich, 

einen Antrag auf einen solchen Treppenlift bei der Krankenkasse zu stellen. Diese 

Möglichkeit besteht, insofern der Antragsteller in Pflegestufe 1 eingeordnet ist bzw. 

überhaupt einer Pflegestufe zugeordnet ist, denn dann stünde ihm ein Zuschuss in 

Höhe von 2557 Euro aus der Pflegeversicherung zu. Auch nach Anschaffung des 

Treppenlifts könne unter Umständen ein Zuschuss gewährt werden, unter der Vo-

raussetzung einer nachträglichen Einordnung in die Pflegestufe 1 oder eine andere 

Pflegestufe. 

Die Krankenkasse ist die Pflegekasse und auch bei Fehlen eines allgemeinen 

Rechtsanspruchs auf diese Leistung wird häufig positiv beschieden. Das Procedere 

ist die formlose Beantragung einer Pflegeleistung bei der Krankenkasse. Der Versi-

cherte erhält nach Beantragung ein Formular von der Pflegekasse und füllt es aus.  

Somit wird empfohlen, zuerst einen Antrag zu stellen und den Bescheid abzuwarten, 

denn aufgrund des fehlenden Rechtsanspruchs kann ein Antrag mitunter abgelehnt 

werden. Diese Vorgehensweise ist ratsam, weil man nicht in Vorkasse treten muss 

und das Risiko eines negativen Bescheids vermeidet. 

Seitenanfang 
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02 Veranstaltung: Menschen mit psychischer und seelischer Behinderung 

„Nicht Vergessen“ vom Bündis90/Die Grünen  

Diese Veranstaltung fand am 15. März 2011 im Bayerischen Landtag statt. Die stell-

vertretende Bundesvorsitzende und Schatzmeisterin des BRH, Frau Schäffler-

Kroner, nahm als Mitglied der Behindertenkommission teil und leitete uns Informatio-

nen zum Fachgespräch weiter. 

Menschen mit einer dauerhaften psychischen oder seelischen Beeinträchtigung wer-

den bei den Diskussionen um die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskommission 

häufig vergessen. Dabei gilt der Anspruch auf gesellschaftliche Teilhabe und ein 

möglichst selbstbestimmtes Leben auch für sie. Als Folge der UN-Konvention sind 

die dort formulierten Ansprüche und Rechte maßgebend für den Umgang mit Men-

schen dieser Erkrankung. Sowohl die Praxis der Unterbringung und Behandlung be-

hinderter und psychisch kranker Menschen gegen deren Willen, Regelungen des 

Bürgerlichen Gesetzbuches, die der Unterbringungs- und Psychisch-Kranken-

Gesetze, müssen, an der UN-Konvention ausgerichtet, geprüft werden. Zum besse-

ren Schutz der Betroffenen sollen Modelle einer rechtlichen Assistenz entwickelt und 

auf Praxistauglichkeit getestet werden. 

Einer dringenden Überprüfung bedürfen besonders die Regelungen über die Befug-

nis der Betreuer zu deren Vertretung und der Einwilligungsvorbehalt im Hinblick auf 

die Geschäftsfähigkeit des Kranken. So garantiert Artikel 29 behinderten und psy-

chisch kranken Menschen eine „umfassende Teilhabe am politischen und öffentli-

chen Leben“. Als Verstoß gegen die Vorgaben der Behindertenrechtskommission sei 

daher der Ausschluss vom Wahlrecht zu erachten, dies gilt für solche Personen, de-

ren Betreuer über die Anordnung einer umfassenden Vertretungsmacht verfügen. 

Über diese und andere Fragen wurde diskutiert. 

Frau Schäffler-Kroner hat uns dazu eine beeindruckende Liste vorgelegt, damit der 

Leser anhand der Fakten eine Vorstellung entwickelt, wie viele Menschen die Ge-

setzgebung zur Barrierefreiheit betrifft: 

 

Im Jahr 2007 waren rund 8,4 Prozent der Bevölkerung als Schwerbehinderte aner-

kannt, das sind knapp sieben Millionen Bürgerinnen und Bürger. Unmittelbar betrof-

fen sind 77.700 blinde Menschen, 270.700 mit einer Sehbehinderung, 47.900 Taube, 

218.600 Hörbehinderte, 16.900 Querschnittsgelähmte, 1,03 Millionen Menschen mit 

einem Gliedmaßenverlust /Teilverlust oder Funktionseinschränkung der Gliedma-

ßen), 271.400 Menschen mit einer Störung der geistigen Entwicklung, z. B. einer 

Lernbehinderung. 

 

Die Wahrscheinlichkeit einer Behinderung steigt mit dem Alter. Dies gilt hauptsäch-

lich für die Einschränkungen des Sehens, Hörens, Kraft und Genauigkeit von Bewe-

gungen, dem Kurzzeitgedächtnis und anderen kognitiven Fähigkeiten. In der Alters-

gruppe der über 65jährigen haben 22 Prozent eine anerkannte Schwerbehinderung. 

Für die Zukunft bedeutet das, dass im Jahr 2060 die Deutschen zu 34 Prozent älter 

als 65 Jahre werden und damit die Behinderungswahrscheinlichkeit steigt. 

Diese Beobachtung gibt es auch im Ausland. Schätzungen der WHO zufolge haben 

10 Prozent der Weltbevölkerung irgendeine Art der Behinderung. Bei Befragungen 

von 18- bis 64-jährigen in den USA gaben diese an, bei der Aufnahme oder Durch-

führung ihrer Arbeit durch die Behinderung eingeschränkt zu sein. 
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Es sei zudem darauf hinzuweisen, dass die Behinderung im deutschen Recht als 

individuelle Beeinträchtigung eines Menschen gesehen wird, während die UN-

Konvention zugrunde legt, dass Behinderung aus der Beziehung von Mensch und 

Umwelt entsteht. 

Seitenanfang 

 

03 Ergebnisse der Arbeit für den Bereich Renten und Versorgung 

Der stellvertretende Landesvorsitzende in Dresden, Heinz Basin, ebenfalls Mitglied 

der Kommission Renten und Versorgung, stellte der Redaktion folgende Resultate 

der erfolgreichen Arbeit für die Mitglieder vor: 

 

Seit mehr als 20 Jahren unterstützt der Thüringer Seniorenverband BRH intensiv 

seine Mitglieder bei der Sicherung ihrer Altersversorgung. 

Herr Georg Schneider, langjähriger Rentenbeauftragter des Landesvorstandes, ar-

beitete bis 2006 außerordentlich erfolgreich im Interesse der Mitglieder des Landes-

verbandes. Im Jahr 2005 arbeitete er nahtlos seinen Nachfolger in die Arbeit ein und 

übergab 2006 den Staffelstab an das Mitglied des Landesvorstandes Herrn Heinz 

Bassin. 

In den zurückliegenden Jahren halfen wir 1886 Mitgliedern durch die Erstellung von 

Überprüfungsanträgen, Widersprüchen und Klagen. 

296 Klageverfahren bei den Sozialgerichten in Thüringen begleiteten wir und konn-

ten 278 Mal obsiegen. 

Die Schwerpunkte lagen in der fehlerfreien Anwendung der §§ 307 a und b SGB VI. 

Durch diese Arbeit erhielten unsere Mitglieder Rentennachzahlungen in Höhe von  

 

2.684.439 Euro. 

 

Die höchste Nachzahlung betrug 86.439 Mark bzw. 34.486 Euro. 

Wesentliche Hilfe bei dieser erfolgreichen Arbeit gab die Arbeitsgruppe Renten und 

Versorgung in den neuen Bundesländern und Berlin bzw. die Kommission Renten 

und Versorgung beim Bundesvorstand des BRH. 

Die regelmäßigen Zusammenkünfte dienen in erster Linie der fachlichen Qualifizie-

rung, dem Erfahrungsaustausch sowie der Abstimmung über Verfahrenswege. 

Nicht alle offenen Renten- und Versorgungsfragen konnten bisher gelöst werden, 

deshalb halte ich die Fortsetzung der Arbeit für die Kommission für dringend erfor-

derlich. 

Seitenanfang 

 

04 Teilnahme des Landesverbandes Sachsen an der 8. Frauenpolitischen 

Fachtagung  

Frau Kiriasis hat uns einen Bericht über die Veranstaltung am 21. März 2011 im DBB 

Forum Berlin weitergeleitet. Der Landesverband Sachsen hat seine hierzu eingela-

denen Vertreterinnen entsandt. 

 

Rund 250 Frauen und Männer aus allen Bundesländern wurden von Helene Wild-

feuer, Bundesvorsitzende der DBB-Bundesfrauenvertretung, aufgefordert, mit Dr. 

Kristina Schröder, Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, mit 
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Frau Sabine Blaschke von der Universität in Wien, und anderen Persönlichkeiten der 

Politik und des öffentlichen Lebens zum Thema  

„Frage nicht, was dein Land für dich tun kann, sondern frage, was du für dein Land 

tun kannst!“  

zu debattieren. Diesen Ausspruch von John F. Kennedy nehmen die Teilnehmer auf, 

um sich das Ehrenamt in Deutschland vor Augen führen zu lassen. In vielen Berei-

chen ist diese unentgeltliche Arbeit zum Wohle der Gemeinschaft vorhanden und 

wird beispielhaft geleistet. Das ist hoch einzuschätzen. 

Dennoch müssen zukünftig mehr junge Menschen darauf vorbereitet werden, diese 

Ämter weiterzuführen und es als menschliche Pflicht sehen, etwas für das Gemein-

wohl zu tun. So sind unter anderem der Zivildienst und das freiwillige Soziale Jahr 

einzuordnen. 

Mit dem Anstieg der Lebenserwartung sind aber auch unsere Senioren gefragt, aktiv 

am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. Das heißt, sie sollen ihre Erfahrungen 

weitergeben, in Ehrenämtern, wie beim Seniorenverband BRH, ihre Rechte durch-

setzen helfen, die da wären: Beseitigung der Ungerechtigkeiten unserer Alterssiche-

rungssysteme, Unterstützung von Reformvorhaben der Regierung und anderer poli-

tischer Initiativen. 

Nicht zu unterschätzen sind soziale Kontakte untereinander, gemeinsame kulturelle 

Erlebnisse schaffen, füreinander da sein und Netzwerke aufbauen. Überall können 

sich Senioren einbringen und tun es natürlich. 

Unser Ziel muss sein, wurde am Ende der Tagung geschlussfolgert, zu ermöglichen, 

dass Frauen und Männer ein gleichberechtigtes, selbstbestimmtes Leben führen und 

Menschen aller Altersgruppen wieder näher zusammenrücken, weil sie sich brau-

chen in der aktuellen demographischen Entwicklung. 

Seitenanfang 

 

05 Nichtverschreibungspflichtige Arzneimittel können beihilfefähig sein 

Nach Informationen des Landesverbandes BRH NRW ist es erforderlich, vom Arzt 

eine entsprechende Bescheinigung beizufügen, wenn es um die Wirkstoffe bei nicht 

verschreibungspflichtigen Arzneimitteln geht. Diese Arzneien sind in der Anlage I 

zum Abschnitt F der Arzneimittel-Richtlinie aufgeführt. Wenn das Medikament nicht 

zur Ziffer 1 gehört, kann es trotzdem beihilfefähig sein, weil es unter Umständen 

nicht teurer als ein vergleichbares Medikament ist, das verschreibungspflichtig ist. 

Eine weitere Möglichkeit zur Beihilfefähigkeit ist gegeben, falls der Patient das ver-

schreibungspflichtige Medikament nicht verträgt. Dann dürfte jedoch nur die nicht 

verschreibungspflichtige Arznei zur Behandlung zur Verfügung stehen. 

Begründet wird dies damit, dass es nicht darum gehe, dem Patienten Medikamente 

vorzuenthalten. Grundsätzlich können nämlich Beihilfeberechtigte jedes Medikament, 

welches verschreibungspflichtig ist, erhalten, das der Arzt verordnet.  

Es ist jedoch eine Einschränkung gegeben: Nicht jede Arznei dieser Kategorie ist 

wirkungsvoll. Insofern hat die Beihilferegelung einen medizinischen Hintergrund. 

Beihilfeberechtigte kritisieren häufig, dass nicht verschreibungspflichtige Mittel weni-

ger Nebenwirkungen besäßen, was dagegen wissenschaftlich so nicht bestätigt wer-

den kann.  

Auch die Wirkung homöopathischer Arzneimittel ist bis auf wenige Ausnahmen nicht 

belegt. Beim Patienten werden hingegen positive Wirkungen wahrgenommen, die 
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einerseits auf den Placeboeffekt zurückzuführen sind und andererseits noch nicht 

dahingehend erforscht sind, warum sie wirken. 

Der Rat, immer eine ärztliche Bescheinigung der medizinischen Indikation dem An-

trag bei der Beihilfe beizufügen, sollte befolgt werden. Aufgrund der zahlreichen Ein-

gänge von Klagen ist zu beobachten, dass von Antrag zu Antrag unterschiedlich ent-

schieden wird und eine befriedigende Lösung ist bei der Verwaltung zum jetzigen 

Zeitpunkt noch nicht erarbeitet. 

Seitenanfang 

 


